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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Jahresriickblick 2021: Verkehr und Kommunikation

Im Jahr 2021 gab es im Themenbereich «Verkehr und Kommunikation» ganz
unterschiedliche politische Entwicklungen zu beobachten, wobei keine medial oder
politisch deutlich dominierte. Ein Blick in die Medienberichterstattung mithilfe der
APS-Zeitungsanalyse zeigt zudem, dass die Themen Verkehr und Kommunikation im
Jahr 2021 gegenliber anderen Themen an Bedeutung eingeblsst haben. Wahrend im
Jahr 2019 noch etwas uber 7 Prozent aller von Année Politique Suisse archivierten
Zeitungsartikel diesen Themenbereich behandelten, waren es im zweiten Pandemie-
Jahr lediglich gut 4 Prozent (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021im Anhang).

Den in diesem Themenbereich grossten medialen und auch politischen Schwerpunkt
bildete der Schienenverkehr. So war der &ffentliche Verkehr auch im aktuellen Jahr
stark von der Covid-19-Krise betroffen, da ihn deutlich weniger Passagiere nutzten als
vor der Krise. Im Fruhling 2021 reichten die KVF-NR und die KVF-SR daher je eine
gleichlautende Motion fur eine finanzielle Unterstitzung des offentlichen Verkehrs,
namentlich des Fernverkehrs, des touristischen Verkehrs und des Ortsverkehrs ein,
welche von den Raten angenommen wurden. Dieser Forderung kam der Bundesrat
nach, indem er im November 2021 - wie bereits im Vorjahr - das zweite
Massnahmenpaket zur Unterstltzung des 6ffentlichen Verkehrs in der Covid-19-Krise
prasentierte. Mit diesem Massnahmenpaket wurden ebenfalls zwei Vorstdsse der
Kommissionen fur eine finanzielle Unterstitzung des Schienenguterverkehrs umgesetzt.
Letzterer war zudem auch unabhéngig von Corona Thema im Parlament. So wurden
etwa zwei Postulate angenommen, die sich der Frage nach der Zukunft des
Schienenglterverkehrs und von SBB Cargo widmeten (Po. 21.3198 und Po. 21.3597).

Breiter diskutiert wurde im Schienenbereich schliesslich auch der Ausbau des
Nachtzugangebots der SBB, welches ein Postulat Ammann (cvp, SG; Po. 19.3643) und
eine Motion Trede (gp, BE; Mo. 19.4614) férdern wollten, die beide im Berichtsjahr
angenommen wurden. Unbehandelt blieb im Gegenzug weiterhin ein Vorstoss
Giezendanner (svp, AG; Po. 20.4019) aus dem Vorjahr, mit dem der Ausbau des
Nachtzugangebots durch die SBB gestoppt werden sollte.

Im Bereich Strassenverkehr stand - nicht nur in den Medien sondern auch in der Politik
- insbesondere die Larmproblematik im Zentrum. Beide Kammern sprachen sich fur
eine Forderung der UREK-NR nach einem Massnahmenpaket zur Larmreduzierung im
Strassenverkehr - insbesondere bei den so genannten «Autoposern» und den getunten
Fahrzeugen - aus. Eine Reduktion des Strassenlarms forderte Uberdies eine
parlamentarische Initiative Suter (sp, AG; Pa.lv. 21.441) mittels Temporeduktion auf
generell 30 km/h innerorts, die jedoch in den Raten noch nicht behandelt wurde.

Im Themenbereich «Kommunikationsdienste» standen erneut das Fur und Wider des
Mobilfunk-Standards 5G sowie die Weiterentwicklung des Notrufsystems im
Mittelpunkt. Dabei wurden drei Standesinitiativen der Kantone Genf, Jura und
Neuenburg, die ein Moratorium flr die 5G-Technologie in der Schweiz forderten, von
der KVF-SR und vom Standerat keine Folge gegeben. Zustimmung fand dagegen ein
Postulat der KVF-SR fur eine frihzeitige Sicherstellung des Informationsflusses bei
allenfalls in Zukunft genutzten Frequenzen im so genannten Millimeterwellenbereich.
Das Postulat soll ebenfalls daftr sorgen, dass die Kantone und die parlamentarischen
Kommissionen in die Diskussionen einbezogen und die Forschungsergebnisse
berlcksichtigt werden. Im Gegensatz zu den Standesinitiativen forderte die
FDP.Liberale-Fraktion, dass die notwendigen Rahmenbedingungen flr einen raschen
Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes geschaffen werden. Damit einhergehend solle der
Bundesrat auch die Bevdlkerung besser Uber 5G informieren. In der Debatte in der
grossen Kammer rdumte Christian Wasserfallen (fdp, BE) ein, dass der derzeitige
Strahlengrenzwert fir Mobilfunkantennen beim Ausbau des 5G-Mobilfunknetzes leicht
angehoben werden miusse, wobei dem Gesundheitsaspekt jedoch selbstverstandlich
weiterhin Rechnung zu tragen sei. Die Grinen- und die SP-Fraktion sprachen sich
gegen das Anliegen aus - die Mehrheit des Nationalrates stimmte der Motion jedoch
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ZU.

Schliesslich wurde im Jahr 2021 zudem die Forderung nach einer Weiterentwicklung
des Schweizer Notrufsystems laut, nachdem es auch bereits im Vorjahr zu einigen
Pannen gekommen war. Dabei nahmen beide Réate eine Motion der KVF-SR zur
Systemflhrerschaft fur die Abwicklung von Notrufen an, welche verlangte, dass eine
Stelle geschaffen werden soll, welche die technische Gesamtverantwortung fir alle
Notrufe Ubernimmt. Zudem forderten Nationalrétinnen und Nationalrdte aller sechs
Fraktionen mittels sechs gleichlautender Motionen erfolgreich die Digitalisierung und
Weiterentwicklung der Schweizer Notrufe; damit solle insbesondere ein barrierefreies
Angebot fir Menschen mit Behinderungen geschaffen werden. '

Strassenverkehr

Im November 2020 befasste sich die UREK-NR mit dem Thema Larm im
Strassenverkehr. Sie beriet dabei auch Uber die beiden parlamentarischen Initiativen
20.443 und 20.444 von Nationalrdtin Gabriela Suter (sp, AG). Die Kommission
beschloss, die beiden Initiativen zu sistieren und im Gegenzug eine eigene Motion
einzureichen. In dieser forderte sie den Bundesrat auf, ein Massnahmenpaket zur
einfacheren und strengeren Sanktionierung von unangemessenem Larm im
Strassenverkehr auszuarbeiten. Mit diesem Massnahmenpaket sollen Personen, welche
illegale Bauteile in ihr Fahrzeug einbauen oder sonstige verbotene Verdnderungen
daran vornehmen, einfacher zur Rechenschaft gezogen werden kénnen. Zudem soll
gepruft werden, wie die Polizei ihre Kontrollen hinsichtlich des Verkehrslarms
intensivieren kann und schliesslich solle dargelegt werden, mit welchen Instrumenten
der Bund den Vollzug durch die Kantone unterstitzen kénne, insbesondere hinsichtlich
der Entwicklung von so genannten Larmblitzern. Eine Kommissionsminderheit um
Walter Wobmann (svp, SO) lehnte die Motion ab. Der Bundesrat beantragte die
Annahme der Motion.

In der Frihjahressession 2021 wurde die Motion im Nationalrat behandelt. Die
Kommissionssprecherinnen Delphine Klopfenstein Broggini (gp, GE) und Susanne
Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) wiesen darauf hin, dass sehr viele Personen in der
Schweiz von Ubermassigem Strassenlarm gestort seien und dass sich dieser Larm auch
gesundheitsschadigend auswirken koénne. Daher sei das Anliegen, den Larm zu
begrenzen, in der Kommission auf grosses Verstandnis gestossen. Anschliessend
erlauterten beide noch einmal die Forderungen der Motion. Minderheitssprecher und
Prasident der Féderation der Motorradfahrer der Schweiz Walter Wobmann erlauterte,
dass auch er die Larmbelastung senken wolle, aber diese Aufgabe sei mit den
bestehenden Instrumenten und gesetzlichen Grundlagen langst angegangen worden.
Die Motion sei daher unnétig. So wies er etwa darauf hin, dass bereits heute
Fahrerinnen und Fahrer wegen vermeidbaren Larms gebusst werden kénnen und dass
die Polizei getunte Fahrzeuge aus dem Verkehr ziehen kénne.

Umwelt- und Verkehrsministerin Sommaruga beflrwortete im Namen des Bundesrats
die Motion und wies auf den grésseren Kontext dieses Vorstosses hin. Es sei unsinnig,
auf der einen Seite Milliarden von Franken in den Lérmschutz und damit in die
Gesundheit der Menschen zu investieren, wenn auf der anderen Seite einzelne
Personen diese Massnahmen durch ihr Fahrverhalten und ihre getunten Fahrzeuge
zunichte machten. Es sei daher wichtig, diesen einfach vermeidbaren Larm an der
Quelle zu reduzieren.

Nach einigen kritischen Rickfragen seitens der SVP und der FDP kam das Geschaft zur
Abstimmung. Die grosse Kammer stimmte der Motion mit 119 zu 65 Stimmen bei 2
Enthaltungen zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen
stimmenden SVP sowie von einigen Mitgliedern der FDP.Liberale- und der Mitte-
Fraktion. ?

Im Sommer 2021 liefen in mehreren Stadten Bestrebungen, innerorts generell ein
Tempolimit von 30km/h einzufiihren. Als Vorreiterin galt die Stadt Lausanne, die im
September 2021 generell Tempo 30 bei Nacht auf allen Hauptverkehrsstrassen, mit
Ausnahme der Hauptzufahrtsstrassen von den Autobahnausfahrten ins Stadtzentrum,
einflhrte. Auch in Bern waren bereits rund zwei Drittel des Strassennetzes
verkehrsberuhigt (Tempo 30 oder sogar 20). Im Juli 2021 gab sodann der Stadtrat von
Zurich bekannt, dass er bis ins Jahr 2030 schrittweise weitgehend Tempo 30 einflhren
will. Fir jene Strecken, an denen keine Anwohnenden unter dem Strassenlarm litten,
solle jedoch weiterhin Tempo 50 gelten.
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Das Thema fand auch nationale Beachtung. Die Beflurwortenden dieser
Temporeduktion, wie etwa Nationalratin Gabriela Suter (sp, AG), die eine diesbezligliche
parlamentarische |Initiative einreichte, erhofften sich vor allem eine deutliche
Larmreduktion sowie mehr Sicherheit fir Fussganger und Velofahrerinnen. Ausserdem
gingen sie davon aus, dass sich der Verkehr dadurch verflissigen wirde. Dem Argument
der Gegnerinnen und Gegner - beispielsweise in Person von LITRA-Prasident Martin
Candinas (mitte, GR) und von V&V-Direktor Ueli Stiickelberger -, wonach durch diese
Temporeduktion der 6ffentliche Verkehr langsamer und dadurch unattraktiver sowie
teurer wuirde, widersprachen die Beflrwortenden. So erwartete beispielsweise der
Zircher Gemeinderat und VCS Zirich-Geschéftsleiter Markus Knauss (gp) keine
einschneidenden Einschrankungen fir den oOffentlichen Verkehr, da dieser mit
«separaten  Busspuren, optimierten Lichtsignalschaltungen oder  weiteren
Massnahmen» ohne gréssere Zeiteinbussen zirkulieren dirfte (Knauss in der Aargauer
Zeitung). Der Tages-Anzeiger wies darauf hin, dass auch aus Gewerbekreisen starke
Kritik an der Temporeduktion gedussert wurde. Dieter Klay (fdp), Zlrcher FDP-
Kantonsrat und Ressortleiter beim SGV, sorgte sich dabei weniger um den &ffentlichen
Verkehr, als vielmehr um den motorisierten Individualverkehr, den er durch die
Temporeduktion drangsaliert sah. °

Mit einer im Marz 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative forderte Gabriela
Suter (sp, AG), dass Tempo 30 innerorts zur Regel werden solle. Dies fihre zu mehr
Sicherheit und Lebensqualitdt sowie zu einer tieferen Larmbelastung. Fur diese
Reduktion von derzeit generell 50km/h auf generell 30km/h miuissten die
entsprechenden Bestimmungen im SVG gedndert werden. Die Angst, dass es damit zu
mehr Staus kommen wurde, sei unbegrindet; Studien hatten gezeigt, dass Tempo 30
vielmehr eine VerflUssigung des Verkehrs bringe, argumentierte Suter.

Die KVF-NR behandelte die Initiative im August 2021. Die Mehrheit (13 zu 10 Stimmen)
beschloss, der Initiative keine Folge zu geben, insbesondere weil das innerértliche
Tempolimit Sache der Kantone respektive der Gemeinden sei. *

Die parlamentarische Initiative Suter (sp, AG) fir ein Tempolimit von 30 km/h
innerorts stand in der Wintersession 2021 auf der Traktandenliste des Nationalrats.
Gabriela Suter bewarb ihr Anliegen mit dem Argument, dass ein generelles Tempolimit
von 30 km/h anstelle der heute geltenden 50 km/h innerorts fir mehr Sicherheit und
weniger Larm sorgen werde. Zudem wdirde in den Quartieren die Wohn- und
Aufenthaltsqualitat gesteigert.

Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) erladuterte, dass die Mehrheit der KVF-NR der
Initiative keine Folge geben wolle, da es primar Aufgabe der Kantone und Gemeinden
sei, zu entscheiden, in welchen Gebieten sie Tempo 30 einfihren mochten und wo
nicht. Zudem wuirde die generelle Temporeduktion bauliche Massnahmen und somit
hohe Kosten fir die Kantone und Gemeinden mit sich bringen. Die baulichen
Massnahmen seien notig, um die Verkehrsteilnehmenden dazu zu bringen, sich auch
wirklich an das Tempolimit zu halten. Im Anschluss an diese Diskussion gab der
Nationalrat der Initiative mit 105 zu 79 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge, womit
diese erledigt ist. ®

Die Aargauer Nationalrétin Gabriela Suter (sp, AG) forderte mit einer im Juni 2022
eingereichten parlamentarischen Initiative, dass ab 2035 keine Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren mehr in Verkehr gebracht werden durfen. Sie begrindete die
Initiative damit, dass der CO2-Ausstoss im Verkehrsbereich rasch und stark gesenkt
werden musse, um die Schweizer Klimaziele erreichen zu kénnen. Zudem kénne die
Schweiz so mit den Entwicklungen in der EU mithalten, die denselben Schritt plane.

Im Januar 2023 befasste sich die KVF-NR mit dem Anliegen Suters. Eine
Kommissionsmehrheit (14 zu 11 Stimmen) wollte der Initiative keine Folge geben. Sie
argumentierte, dass zur Erreichung der Klimaziele technologieneutrale Massnahmen
gefordert seien, ein Verbot des Verbrennungsmotors sei nicht zielfihrend. Eine
Minderheit Christ (glp, BS) zeigte sich hingegen Uberzeugt, dass dieses Verbot wichtig
und richtig sei und den Akteurinnen wund Akteuren, insbesondere den
autoimportierenden Unternehmen, Planungssicherheit gebe. ¢
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Sind die Tage der Verbrennungsmotoren gezéhlt, wie es Gabriela Suter (sp, AG) im Mérz
2023 im Nationalrat prophezeite? Bei der Frage, ob ab 2035 keine Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren mehr in Verkehr gesetzt werden durfen, zeigte sich der Rat
uneins. Wahrend sich die Fraktionen der SP, der Grunliberalen und der Grinen
zusammen mit einzelnen Stimmen aus der Mitte-Fraktion fur diese Einschrankung bei
Wagen der Fuhrerausweiskategorie B aussprachen, stimmten die SVP-Fraktion, die
FDP-Fraktion und die grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion gegen die entsprechende
parlamentarische Initiative Suter (sp, AG).

Sprecher Olivier Feller (fdp, VD) erklérte im Namen der Kommissionsmehrheit, dass die
Reduktion der CO2-Emissionen durch technologieneutrale Bestimmungen zu erreichen
sei. Dabei verwies er auch auf Bestrebungen aus der Industrie, klimaneutrale
Treibstoffe (E-Fuels) und spezielle Verbrennungstechnologien zu entwickeln. Die
Mehrheit der Kommission lehne es deshalb ab, Verbrennungsmotoren per se zu
verbieten.

Im Namen der Kommissionsminderheit erklarte Katja Christ (glp, BS), dass die Schweiz
ab 2050 geméss dem Pariser Abkommen klimaneutral sein méchte und es deshalb
schon mathematisch logisch sei, Autos mit Verbrennungsmotoren bei einer
Nutzungsdauer von 15 Jahren ab 2035 flr den Verkauf zu verbieten. Die Baslerin fligte
an, dass die Branche selbst ein Zulassungsverbot unterstitze, um Planungssicherheit
fur Investitionen zu gewinnen. Bezlglich des Arguments von Olivier Feller mahnte sie,
dass bei einem Verkaufsverbot in der EU und einer technologieneutralen Gesetzgebung
in der Schweiz die Gefahr drohe, dass Restbestédnde an Verbrennern ab 2035 in die
Schweiz geliefert und damit Fortschritt und Innovation gehemmt wirden. Zudem
verwies sie darauf, dass in dieser ersten Phase erst der grundséatzliche Handlungsbedarf
beraten werde und in einer zweiten Phase mit dem konkreten Erlassentwurf «sowohl
die Jahreszahl eines allfdlligen Verbots als auch die genaue Formulierung eines
allfalligen Verbots» durch das Parlament prazisiert werden kénnten. Auch die Initiantin
Gabriela Suter richtete anschliessend mahnende Worte an den Rat, der der
parlamentarischen Initiative jedoch mit 106 zu 83 Stimmen bei 1 Enthaltung keine Folge
gab. Die Initiative war damit erledigt.’

Umweltschutz
Naturschutz

Anfang 2022 und damit teilweise noch vor Ausbruch des Krieges in der Ukraine mehrten
sich in den Schweizer Medien Berichte Uber den Ausbau erneuerbarer Energietrager
und ihre Auswirkungen auf die Natur. So berichtete beispielsweise die NZZ tber eine
Studie der ZHAW im Auftrag des BFE zur Photovoltaik auf «der griinen Wiese», also auf
Landwirtschaftsflachen. Die Studie bilanzierte, dass freistehende Solaranlagen fur Tiere
und Pflanzen grosse Vorteile bringen kénnen, sofern der Bau der Anlage zu keinen
Schaden bei 6kologisch sensiblen Lebensraumen fuhrt. So kénnten insbesondere auf
intensiv genutzten Flachen stérungsempfindliche Tierarten, wie etwa manche
Vogelarten, die Solarparks als Ruckzugsort nutzen. Aber auch die Landwirtschaft selber
kénne profitieren: Bei gewissen Kulturen wiirde eine Uberdachung durch ein Solarpanel
zu einer grossen Ertragssteigerung fuhren, da diese beispielsweise vor Hagel und
Uberhitzung schitzen kénnte.

Zu reden gab im Bereich der Solarenergie auch ein geplanter Photovoltaikpark im
Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS). Dieser soll auf einer Flache von 14
Fussballfeldern zu liegen kommen. Wahrenddem die Nationalratin und Vizeprasidentin
von Swissolar Gabriela Suter (sp, AG) dieses Projekt lobte und auch Potential bei
Photovoltaik-Anlagen auf Dachern, Fassaden, Lawinenverbauungen oder auch auf
Landwirtschaftsflachen sah, wehrte sich Heidi Z'graggen (mitte, UR), Prasidentin der
ENHK, gegen die «Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels
(Tages-Anzeiger). Z'graggen forderte infolgedessen in einem Vorstoss ein Spezialgesetz
zum Umgang mit grésseren, freistehenden Solaranlagen im alpinen Gebiet sowie ein
Moratorium flr den Bau solcher Anlagen, bis dieses Gesetz in Kraft trete.

Im Bereich der Windkraft und der Wasserkraft schlug der Bundesrat Anfang Februar
2022 vor, die Planungs- und Bewilligungsverfahren fir die bedeutendsten Anlagen der
Wasserkraft und der Windenergie zu vereinfachen und zu straffen. Rekurse sollen
demnach maoglich bleiben, aber nur noch einmal und nicht bei jeder Etappe des
Verfahrens. Dieser Entscheid hing unter anderem mit den Arbeiten eines runden Tischs
zur Wasserkraft zusammen, an welchem 15 Projekte fur Speicherseen identifiziert
wurden, welche als energetisch am vielversprechendsten gelten und gleichzeitig mit
moglichst wenig negativen Konsequenzen flr die Biodiversitat und die Landschaft
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realisiert werden konnten. Zwei dieser Projekte stiessen jedoch auf Kritik: So wehrte
sich etwa die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz gegen einen neuen Stausee am
Gornergletscher. Der Geschéaftsfuhrer der Stiftung, Raimund Rodewald, begrindete
den Widerstand mit dem Argument, dass mit diesem Stausee in eine der letzten
unberlhrten Gletschergebiete in den Alpen eingegriffen wirde. Ausserdem sei der
Gornergletscher als Teil des Bundesinventars der Landschaften und Naturdenkmaler
geschutzt. Ein zweites Projekt, das auf Widerstand stiess, war ein geplanter Stausee
beim Triftgletscher: Dieses Vorhaben wurde von der Organisation Aqua Viva und vom
Grimselverein bekdmpft. Heini Glauser vom Grimselverein argumentierte, dass die
Zerstdérung der Landschaft und der lokalen Biodiversitat in einem sehr unglnstigen
Verhéltnis zur erwarteten Stromerzeugung stiinde. Er pladierte dafir, stattdessen auf
Solarenergie zu setzen.

Im Bereich der Windkraft wiederum war es im November 2021 zu einem tragischen
Zwischenfall gekommen, als ein Steinadler von einem Rotorblatt einer Windturbine
erschlagen wurde. Eine Forschungsgruppe rund um den Biologen Raphaél Arlettaz von
der Universitdt Bern untersuchte deshalb, an welchen Stellen Vogel oder auch
Fledermause mit den Windturbinen kollidieren kénnen. Sobald klar ist, in welchen
Regionen und in welcher Flughdhe sich die Tiere bewegen und wie sie auf Hindernisse
reagieren, soll eine so genannte Konfliktkarte fir die Schweiz entstehen, welche
aufzeigt, welche Gebiete fir neue Windparks geeignet sind und welche nicht. 8

Larmschutz

Die im Juni 2020 von Gabriela Suter (sp, AG) eingereichte parlamentarische Initiative
«Mit Larmblitzern gegen unnétigen Fahrzeuglarm vorgehen» forderte die Erarbeitung
gesetzlicher Grundlagen, damit mit La&rmradargeraten Motorenlarm gemessen werden
kann und Fahrzeuge mit zu hohen Werten geblsst werden kénnen. Sie verfolgte damit
ein ahnliches Ziel wie mit der von ihr gleichzeitig eingereichten parlamentarischen
Initiative 20.444. Die Initiantin erlduterte, dass sich die Kontrolle und Ahndung
Ubermassigen Larms im  Strassenverkehr  schwierig gestalte. In  einigen
Kantonsparlamenten seien daher bereits Vorstdsse fur die Einflihrung von Larmblitzern
héngig. Fur deren Installation bedirfe es aber zuerst einer gesetzlichen Grundlage auf
Bundesebene. ?

Wie bereits in ihrer ebenfalls im Juni 2020 eingereichten parlamentarischen Initiative
20.443 peilte Gabriela Suter (sp, AG) auch mit der Initiative «Endlich wirksam gegen
larmende Motorrader vorgehen» vom Juni 2020 auf eine Verringerung der
Larmbelastung durch Motorfahrzeuge. Suter forderte, dass fir Motorrader mit einem
Standpegel von Uber 95 Dezibel ein Fahrverbot erlassen werde. In ihrer Begriindung der
Initiative wies sie unter anderem darauf hin, dass das sterreichische Bundesland Tirol
im Juni 2020 ein ebensolches Verbot eingefuhrt habe. Damit entfalle offensichtlich das
bisher gegen ahnliche Vorstosse ins Feld gefiihrte Argument, wonach sich die Schweizer
Larmvorschriften an die EU-Richtlinien halten missen, um das Landverkehrsabkommen
mit der EU nicht zu gefédhrden. ©

Klimapolitik

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2023 als Zweitrat Uber die
Revision des CO2-Gesetzes fiir die Periode 2025-2030. Die Kommissionsmitglieder
Stefan Muller-Altermatt (mitte, SO) und Delphine Klopfenstein Broggini (gp. GE) stellten
die Vorlage vor. Muller-Altermatt berichtete, dass die Vorlage als «schlank» bezeichnet
werden kénne und damit auch bei einem allfélligen Plebiszit bestehen sollte und
trotzdem dem Ziel der Halbierung der CO2-Emissionen bis 2030 entspreche. Die
vorberatende UREK-NR schlage als einzige gréssere Anderung vor, eine Abgabe auf
Flige mit Privatjets einzufiihren. Ausserdem habe die Kommission mittels Einreichung
eines Vorstosses (Po. 23.4334) versucht, die Ruckverteilung der CO2-Abgabe an die
Haushalte sichtbarer auszugestalten.

In der Eintretensdebatte zeigte sich, dass alle Fraktionen gewillt waren, dem Geschaft
eine Chance zu geben; ein Antrag auf Nichteintreten lag denn auch nicht vor. In den
Voten von Mitte-Nationalratin Priska Wismer-Felder (mitte, LU) und GLP-Mitglied Martin
Baumle (glp, ZH) zeigte sich das Dilemma zwischen dem Willen, ein effektives Gesetz,
welches zu splrbaren Emissionsreduktionen fuhren soll, zu gestalten und der Angst vor
einem Referendum gegen die Vorlage. Matthias Jauslin (fdp, AG) von der FDP und SVP-
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Vertreter Christian Imark (svp, SO) warnten vor allem davor, das Gesetz nicht zu
Uberladen respektive keine neuen oder héheren Abgaben einzufiihren, damit es nicht
wieder in einer Volksabstimmung abgelehnt werde. Auf der anderen Seit des politischen
Spektrums kritisierten die Grinen sowie die SP, dass das Gesetz nicht ambitioniert
genug sei. Gabriela Suter (sp, AG) von der SP gab zu bedenken, dass eine bescheidene
Emissionsreduktion flir die Periode 2025 bis 2030 bedeute, dass in den folgenden
Jahren umso strengere und teurere Massnahmen ergriffen werden mussten, um das
Netto-Null-Ziel zu erreichen. Vor diesem Hintergrund wies Griinen-Vertreter Chistophe
Clivaz (gp, VS) auf die von den Grinen und der SP lancierte Klimafonds-Initiative hin,
mit welcher das Netto-Null-Ziel doch noch erreicht werden koénne. Die
Eintretensdebatte abschliessend stellte Umweltminister Albert Résti die fir ihn
wichtigsten Grundsatze der Vorlage vor. Rosti lobte das Tempo, mit welchem die Rate
die Gesetzesrevision berieten. So kédnne es gelingen, dass keine Liicke entstehe und das
Gesetz und die ausfihrende Verordnung bis am 1.1.2025 in Kraft gesetzt werden
kénnen. Auch sei es wichtig, dass das Gesetz mehrheitsfahig bleibe, weshalb der
Bundesrat die von der UREK-NR vorgeschlagene Einflhrung einer Flugticketabgabe auf
Privatflige sowie eine Erhdhung der CO2-Abgabe und der Benzinsteuer ablehne.
Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag beschlossen. Die massgebenden
Entscheide, die in der Detailberatung getroffen wurden, waren die folgenden:

Susanne  Vincenz-Stauffachers  (fdp,  SG) Minderheitsantrag  betraf  das
Emissionsreduktionsziel im Inland. Die FDP-Vertreterin beantragte, hierbei dem
tieferen Inlandziel des Standerats zu folgen. Die Mehrheit des Rates sprach sich aber
dafur aus, ihrer Kommission zu folgen und legte das Inlandziel bei 76 Prozent fest.
Dadurch wurde eine erste Differenz zum Erstrat geschaffen. Auch beim CO2-Ausstoss
von neu in Verkehr gebrachten Fahrzeugen folgte der Rat seiner Kommission und stellte
sich damit gegen den Minderheitsantrag Jauslin sowie gegen die Version des
Standerates. Eine weitere wichtige Differenz wurde mit der von der Minderheit Imark
geforderten Streichung der so genannten Uberfiihrungspflicht geschaffen. Mit diesem
Instrument wollte der Bundesrat Importeure von fossilen Treibstoffen verpflichten,
Uber das Inverkehrbringen von erneuerbaren Treibstoffen einen bestimmten Anteil der
CO2-Emissionen aus dem Verkehr zu vermindern. Imark monierte, dass diese
Uberfiihrungspflicht den Benzinpreis massgeblich verteuern werde. Der Nationalrat
stimmte dieser Streichung deutlich zu; neben der Grinen- und der GLP-Fraktion
sprachen sich nur einige Mitglieder der FDP.Liberalen- sowie eine Mehrheit der Mitte-
Fraktion fir die Beibehaltung der Uberfiihrungspflicht aus. Bei der CO2-Abgabe auf
Brennstoffen beantragte eine Minderheit Suter, dass der Bundesrat den Abgabesatz auf
bis zu 180 CHF pro Tonne CO2 anheben kénnte. Die Mehrheit des Rates wollte jedoch
beim Vorschlag des Bundesrats, des Standerats sowie der UREK-NR bleiben, und legte
einen Abgabesatz von hdchstens 120 CHF pro Tonne CO?2 fest. Im Bereich der Luftfahrt
lehnte der Nationalrat die Einflhrung einer Abgabe flr Flige mit Privatjets ab. Die
geschlossen stimmenden SVP-, FDP.Liberalen- und GLP-Fraktionen sowie eine
Minderheit der Mitte votierten gegen diese Abgabe. Des Weiteren gab auch die
Foérderung von Ladeinfrastrukturen fir Elektroautos zu reden, wobei ein Antrag der
Mehrheit sowie drei Minderheitsantrage vorlagen. Die Mehrheit des Rates folgte hierbei
seiner Kommission und sprach sich dafir aus, in den Jahren 2025-2030 bis zu CHF 20
Mio. fur diese Ladeinfrastruktur aufzubringen. Hiermit entstand eine weitere Differenz
zum Standerat, der die Forderung der Ladestationen ganzlich gestrichen hatte. Eine
letzte Differenz zum Erstrat schuf die grosse Kammer bei der Thematik der Reduktion
der LSVA fur elektrisch oder mit alternativem Treibstoff betriebene Fahrzeuge. Der
Nationalrat stimmte hierbei mehrheitlich dafir, diese LSVA-Reduktion beizubehalten;
eine links-grine Minderheit, welche von zwei FDP-Mitgliedern unterstitzt wurde, blieb
hier chancenlos.

In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 136 zu 34 Stimmen bei 26
Enthaltungen fir Annahme des Entwurfs. Die Nein-Voten stammten von Mitgliedern der
SVP-Fraktion; die Enthaltungen allen voran von der Mehrheit der Griinen-Fraktion. "
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